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Der Bürgerhaushalt als Teil 
des Veränderungsprozesses 
Begrüßung durch Raul Gersson, Bundeszentrale für politische Bildung 
 
Der Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), Thomas Krüger, wird durch den Leiter 
des Fachbereiches Veranstaltungen, Raul Gersson, vertreten. Gersson erklärt, dass die bpb mit den 
in Berlin ansässigen politischen Stiftungen seit einem Dreivierteljahr in einem Dialogprozess steht, um 
eine Entscheidung über die Einführung eines Bürgerhaushaltes für das Land Berlin vorzubereiten. 
Gersson betont die Einmaligkeit dieser Initiative für die Bundesrepublik Deutschland: Noch nie zuvor 
habe die bpb gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung, der Friedrich-Naumann-Stiftung, der 
Heinrich-Böll-Stiftung, der Konrad-Adenauer-Stiftung und der Rosa-Luxemburg-Stiftung an einem 
solchen Projekt gearbeitet. Die bpb fungiere dabei als parteipolitisch neutrales Dach des Vorhabens, 
das von den Mitgliedern der AG Bürgerhaushalt, Frank Baumann, Prof. Dr. Klaus Brake, Lars 
Vogelsang und Anselm Weidner, initiiert wurde. Die Leitung des Projektes hat Carsten Herzberg inne.  
 
Die bpb, so Gersson, sehe den Bürgerhaushalt als Teil eines Veränderungsprozesses, der geprägt ist 
durch Verwaltungsmodernisierung, Internet- und Informationsgesellschaft, Bildungsreformen und die 
Nachwirkung der Neuen Sozialen Bewegung. Eine wesentliche Veränderung sei auch, dass von den 
Bürgerinnen und Bürgern immer mehr Selbstverantwortung und Eigeninitiative erwartet werde, wie 
z.B. im Gesundheitsbereich, der Alterssicherung, der Bildung und der gesamten Lebensplanung und 
Lebensgestaltung. Als Konsequenz aus der wachsenden Leistungsübernahme sollten Bürgerinnen 
und Bürger in Zukunft bei politischen Entscheidungen mehr Verantwortung übernehmen können. Bei 

Verwaltung.  
 

Eine Überforderung der öffentlichen Verwaltung zeige sich darin, dass Entscheidungen über den 
Haushalt nicht mehr transparent sind. Der Berliner Landeshaushalt umfasst ein vierbändiges Buch, 
das nur für wenige Experten verständlich ist. An diesem Bereich – wo öffentliche Armut und Reichtum 
verteilt und Zukunftsentscheidungen getroffen werden – können die Berliner Bürgerinnen und Bürger 
nicht teilnehmen. Dabei wäre nach Gersson eine Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern möglich, 
ohne dass ordnungspolitische oder verfassungsrechtliche Grundlagen verletzt würden, wie Beispiele 

 
Mit dem Bezirksamt Berlin-Mitte und seinem Bürgermeister Joachim Zeller wurde ein neuer Partner 
gefunden, mit dem für die Praxis nächste Schritte unternommen werden können. Mit dem Workshop 
solle der in Berlin-Mitte und anderen Bezirken begonnene Prozess einer partizipativen 
Haushaltsberatung unterstützt werden. 

dem Bürgerhaushalt gehe es von daher um eine neue Arbeitsteilung zwischen Bürgerschaft und 

nicht nur aus Neuseeland und Brasilien belegen, sondern auch aus über 15 Kommunen in 
Deutschland, die auf unterschiedliche Weise mit einem Bürgerhaushalt begonnen haben. 
 




























































